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zum Schutze der Volksgeſundheit. 
Vom 25. Juli 1933. 

Auf Grund des S 1, Ziffer 49 und des $ 2b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Krebsleiden, Frauen⸗ und Kinderkrankheiten, übertragbare und anſteckende Krankheiten, insbe⸗ 
ſondere Geſchlechtskrankheiten und Tuberkuloſe, dürfen nur von approbierten Arzten behandelt werden. 

Impfungen und Eingriffe, die mit einer Gewebsverletzung verbunden ſind, dürfen nur von 
ihnen vorgenommen werden. Als Eingriffe ſind unkomplizierte Zahnertraktionen nicht anzuſehen. 

8 2 

Beſtehende beſondere geſetzliche Regelungen hinſichtlich der im S 1 genannten Leiden und Be⸗ 
handlungen bleiben im übrigen unberührt. 

8 3 : f | | 

Perſonen ohne ärztliche Approbation oder Vereinigungen derartiger Perſonen und Heilbetriebe 
ohne approbierten Arzt als Leiter haben vor dem Beginn der Ausübung der geſundheitlichen Beratung 
und Behandlung von Menſchen dem für den Bezirk zuſtändigen Kreisarzt Anzeige zu erſtatten. Bei 
der Anzeige haben ſie genaue Angaben über ihre perſönlichen Verhältniſſe und über Lage, Art und 
Zahl der gewerblichen Räume zu machen und auf Verlangen des Kreisarztes entſprechend zu ergänzen. 

Jede Veränderung in dieſen Verhältniſſen it dem zuſtändigen Kreisarzt innerhalb zweier Wochen 
anzuzeigen. 

Wird bei Inkrafttreten dieſer Verordnung die geſundheitliche Beratung und Behandlung bereits 
ausgeübt, ſo ſind die Anzeige und die Angaben gemäß Abſatz 1 innerhalb zweier Wochen nach In⸗ 
krafttreten der Verordnung zu erſtatten oder zu ergänzen. : | 

§ 4 ; 

Perſonen ohne ärztliche Approbation, welche die geſundheitliche Beratung und Behandlung von 
Menſchen ausüben, it es unterſagt, Arzte als Teilhaber zu haben oder als Gehilfen zu beſchäftigen. 
8 5 

Perſonen ohne ärztliche Approbation, die ſich mit der geſundheitlichen Beratung oder Behandlung 
von Menſchen befaſſen, müſſen imſtande ſein, gefährliche, insbeſondere anſteckende und übertragbare 
Krankheiten, u. a. Krebsleiden, Geſchlechtskrankheiten und Tuberkuloſe zu erkennen. Der Nachweis 
dieſer Fähigkeit iſt dem zuſtändigen Kreisarzt gegenüber jederzeit auf deſſen Verlangen zu erbringen. 
Stellt der Kreisarzt den Mangel dieſer Fähigkeit felt, fo ift die geſundheitliche Beratung und Be⸗ 
handlung von Menſchen ſofort einzuſtellen. 805 

| 55 

Perſonen ohne ärztliche Approbation oder Vereinigungen derartiger Perſonen und Heilbetriebe 
ohne approbierten Arzt als Leiter, die ſich mit der geſundheitlichen Beratung und Behandlung von 
Menſchen befaſſen, müſſen ihre Arbeits⸗ und Behandlungsräume durch ein Straßenſchild an der Nieder⸗ 
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laſſung kennzeichnen. Neben oder unter dieſem Schilde iſt ein vom Senat, Abteilung für Geſundheits⸗ 
weſen und Bevölkerungspolitik, zu genehmigender unbeleuchteter Gebührenſchragen für die angebotenen 
Leiſtungen anzubringen, aus welchem dem Heilungſuchenden Leiſtung und Gebühr einwandfrei erſicht⸗ 
lich ſein muß. Andere Mitteilungen, insbeſondere eine Reklame, darf der Gebührenſchragen nicht ent⸗ 
halten. 

ST. 

Perſonen ohne ärztliche Approbation haben über jede von ihnen geſundheitlich beratene und be 
handelte Perſon ein Krankenblatt zu führen, das zu enthalten hat: Name, Vorname, Alter und An⸗ 
ſchrift des Kranken, Art der ausgeführten Unterſuchung, Angabe der Feſtſtellung der Unterſuchung, 
der Verordnung oder Behandlung, ſowie der geforderten Gebühr oder eines anderen Entgeltes oder 
anderer Pepita. 

§ 8 

Pestana ohne ärztliche Approbation iſt es unterjagt, an Kranke oder Ratſuchende Heil- oder 

Arzneimittel abzugeben. Das Recht, ſolche zu verordnen, bleibt hierdurch unberührt. 


8 9 
Heil- und Arzneimittel, deren Verkauf den Apotheken vorbehalten ijt, dürfen von den Herſtellern, 
deren Vertretern und Abgabeſtellen nur an Apotheken⸗ oder Drogen⸗Großhandlungen und von dieſen 
nur an Apotheken weitergegeben werden. 
§ 10 
Perſonen oder Betrieben, die ſich mit der geſundheitlichen Beratung oder Behandlung von 
Menſchen befaſſen, iſt es verboten, mit Herſtellern oder Abgebern von Arzneien oder Heilmitteln über 
deren Herſtellung oder Abgabe Vereinbarungen zu treffen, insbeſondere ſich für die Zuwendung von 
Arzneiverordnungen Vorteile gewähren oder verſprechen zu laſſen. Desgleichen iſt es ihnen unterſagt, 
den US oder Ratſuchenden einen beſtimmten Herſteller oder Abgeber vor anderen zu empfehlen. 


§ 11 

Beratungs⸗ und Heilbetriebe, deren Leiter nicht ein approbierter Arzt iſt, unterſtehen der Kontrolle 
und Nachprüfung des zuſtändigen Kreisarztes. Ihm iſt auf Verlangen der Zutritt zu den Geſchäfts⸗ 
und Arbeitsräumen innerhalb der Sprech- und Geſchäftsſtunden zu gewähren und Auskunft zu er⸗ 
teilen. 

AS 

Die öffentliche Ankündigung einer ſich mit der geſundheitlichen Beratung oder Behandlung von 
Menſchen befaſſenden Tätigkeit hat, falls ſie die Angabe „ſtaatlich anerkannt“, „geprüft“ oder ähn⸗ 
liches enthält, außer dem Namen weiter zu ergeben, wofür die ſtaatliche Anerkennung oder worin die 
Prüfung erfolgt iſt. Das Heilfach darf nur in deutſcher Sprache oder mit einer wiſſenſchaftlich aner⸗ 
kannten Bezeichnung angegeben werden. 

Die Arztekammer regelt die Facharztbezeichnung für die approbierten Arzte. 

Von Perſonen ohne ärztliche Approbation, die ſich mit der geſundheitlichen Beratung oder Be- 
handlung von Menſchen befaſſen, dürfen nur durch den Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und 
Bevölkerungspolitik, genehmigte Fachbezeichnungen gebraucht werden. Der Antrag auf Genehmigung 
iſt innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Inkrafttreten dieſer Verordnung zu ſtellen. 


§ 13 


Die öffentliche Ankündigung (§ 12) darf weder marktſchreieriſche Reklame noch Angaben über vor- 
handene Apparate und techniſche Einrichtungen enthalten. 


8 14 
In der öffentlichen Ankündigung iſt verboten: 

1. Gegenſtände, Vorrichtungen, Verfahren oder Mittel zur Verhütung, he a oder Heilung 
menſchlicher Krankheiten oder Körperſchäden zu empfehlen. 

2. ſich zu erbieten, die Heilbehandlung eines Kranken auf ſchriftlichem Wege ohne perſönliche 
Unterſuchung (Fernbehandlung) zu übernehmen, 

3. ſich oder einen anderen Heilgewerbetreibenden durch unwahre oder zur Irreführung ge⸗ 
eignete Angaben über Vorbildung, Befähigung oder Erfolge z zu empfehlen. 


§ 15 a 
Allen Perſonen oder Betrieben, die ſich mit der geſundheitlichen Beratung oder Behandlung von 
Menſchen befaſſen, iſt verboten die Benutzung und Anwendung von Gegenſtänden, ann Ver⸗ 
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fahren oder Mitteln zur Verhütung, Linderung oder Heilung menſchlicher Krankheiten oder Körper⸗ 
ſchäden: . 
a) über welche, namentlich in Bezug auf ihre Beſchaffenheit und Wirkung, unwahre oder zur 
Irreführung geeignete Angaben gemacht werden, 
b) bezüglich deren tatſächliche Amſtände irgend welcher Art, wie namentlich bei zuſammenge⸗ 
ſetzten Mitteln die Art und Menge der Beſtandteile, geheimgehalten werden. 

Die Benutzung und Anwendung von Gegenſtänden, Vorrichtungen, Verfahren oder Mitteln, die 
zur Verhütung, Linderung oder Heilung menſchlicher Krankheiten oder Körperſchäden dienen und bei 
deren Handhabung durch Perſonen ohne ärztliche Approbation die Gefahr einer geſundheitlichen Schä⸗ 
digung beſteht, iſt Perſonen ohne ärztliche Approbation unterſagt. 

§ 16 

Unter öffentlichen Ankündigungen im Sinne der SS 12—14 find auch Bekanntmachungen und Mit- 

teilungen zu verſtehen, die durch Zettel und Druckſchriften verbreitet werden. 
§ 17 

Gebühren, die für gefundheitlihe Beratung oder Behandlung erhoben werden, find nur im Rahmen 

der ſtaatlich erlaſſenen Gebührenordnung zuläſſig. 
§ 18 
Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen find nur in beſonderen begründeten Fällen zu⸗ 


läſſig und bedürfen einer beſonderen Genehmigung durch den Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen 
und Bevölkerungspolitik. 


§ 19 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des S 1 der Verordnung werden, ſofern nicht 
nach beſonderen Geſetzen eine höhere Strafe angedroht iſt, mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und mit 
Geldſtrafe bis zum Betrage von 5000 G oder mit einer dieſer Strafen, bei Zuwiderhandlungen gegen 
die Beſtimmungen der SS 3—17 mit Geldſtrafe bis zu 3000 G beſtraft. Neben der Freiheits⸗ oder 
Geldſtrafe kann die Schließung des Betriebes angeordnet werden. 
8 20 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden ſinngemäß auf Zahnärzte Anwendung. 
Danzig, den 25. Juli 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


113 Verordnung 
betreffend Ambildung der Polizeibehörden. 
Vom 25. Juli 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 9, 10 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Zum Zwecke der Aufrechterhaltung und des Ausbaues der öffentlichen Ordnung und Sicherheit er⸗ 
folgt eine Umbildung der Polizeibehörden im Sinne des § 1 des Beamtenruheſtandsgeſetzes vom 
23. 2. 1926 (G. Bl. S. 39). 


Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 


Artikel I 
Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 31. Dezember 1933. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. Juli 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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114 Verordnung 
betreffend die vorübergehende Einſetzung von Staatsbeauftragten (Staatskommiſſaren) in Gemeinden 
i und Gemeindeverbänden. 
Vom 29. Juli 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 10, 11 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Zur Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher, ſozialer, kultureller oder politiſcher Notſtände kann 
bis zur Neuregelung des Gemeindeverfaſſungsrechts die Verwaltung einer Gemeinde anſtelle des zu- 
ſtändigen Gemeindevorſtandes (Magiſtrats) oder der Gemeindevertretung (Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung) oder beider Gemeindebehörden durch die Aufſichtsbehörde einem Staatsbeauftragten (Staats⸗ 
kommiſſar) ganz oder zum Teil übertragen werden. 
Artikel II 
Die Koſten, die durch die Einſetzung eines Staatskommiſſars entſtehen, fallen der Gemeinde zur 
Laſt. : 
Artikel III 
Den Gemeinden im Sinne der Artikel I und II ſtehen die Gemeindeverbände und andere öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Körperſchaften gleich. 
Artikel IV 
Die Durchführungsbeſtimmungen für dieſe Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 29. Juli 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 


115 Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung von Notvorſchriften der Sozialverſicherung. 
: Vom 25. Juli 1933. : 

Auf Grund der Verordnung vom 1. März 1932, Kapitel IV § 1 Abi. 2 (G. Bl. S. 123 ff.), auf 
Grund der Verordnung vom 1. Juli 1932, Artikel VI Abſ. 2 (G. Bl. S. 409 ff.) und auf Grund 
der seg aba vom 25. März 1933, Artikel II Why. 2 (G. Bl. ©. 151) wird hiermit verordnet: 

Abſchnitt 1 
Zur Durchführung der Verordnung vom 1. März 1932, Kapitel III Abſchnitt 1 
1. Zu § 9 

In der Durchführungsverordnung vom 15. März 1932 (G. Bl. S. 148) zu § 9 wird folgender 
Abſ. 2 angefügt: 

Einer Berüdfihtigung der früheren Beſchäftigung ſtehen Lücken in der Beſchäftigung 
nicht entgegen. In der Invalidenverſicherung bleiben Beſchäftigungen in der Zeit vor dem 
1. Januar 1891 und in der Angeſtelltenverſicherung vor dem 1. Januar 1913 außer Betracht. 

2. Zu 8 13 

Hat ein Verſicherter über den 31. März 1932 hinaus bis zum ſeinem Tode Invalidenrente oder 
Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung bezogen, ſo gilt für den Anſpruch auf Hinterbliebenenrente 
die Wartezeit des bisherigen Rechts. 

Abſchnitt 2 
Zur Durchführung der Verordnung vom 1. Juli 1932 
1. Zu Artikel I 

In der Durchführungsverordnung vom 27. Januar 1933 (G. Bl. S. 77) wird zu Abſchnitt 2 
Nr. 1 folgender Abſ. 5 angefügt: 

(5) Sit der Empfänger eines Rubegeldes oder einer Witwenrente infolge einer weſent⸗ 
lichen Anderung in ſeinen Verhältniſſen nicht mehr invalide, fo entzieht ihm die Landesver⸗ 
ſicherungsanſtalt für Angeſtellte den auf Grund dieſer Vorſchriften gewährten Steigerungs⸗ 


ee aus der Invalidenverſicherung. Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden entſprechende An. 
wendung. 


— — 
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2. Zu Artikel V § 4 
Die Vorſchrift gilt auch für Leiſtungen, die nicht vor dem 1. April 1932 feſtgeſtellt, aber vor dem 
1. Juli 1932 beantragt worden ſind. 
Abſchnitt 3 


Zur Durchführung der Verordnung vom 25. März 1933, Artikel 1 8 1 

(1) Soweit der ruhende Teil ſchon nach der Verordnung vom 1. März 1932 weder zwei Drittel 
der Rente noch den Betrag von 61 Gulden monatlich überſteigt, iſt für die Anwendung der Verordnung 
vom 25. März 1933 kein Raum mehr. 

(2) Ruhen mehrere Renten aus verſchiedenen Verſicherungszweigen, ſo darf der ruhende Teil bei 
keiner der Renten zwei Drittel oder den Betrag von 61 Gulden monatlich überſteigen. Wird das Ruhen 
bei einer von mehreren Renten durch die Verordnung vom 25. März 1933, Artikel I $ 1, beſchränkt, 
ſo hat dies auf die Höhe der aus den anderen Verſicherungszweigen zu gewährenden Renten keinen 
Einfluß. 

(3) Bei der Zuſatzrente darf der ruhende Teil weder ein Drittel der Rente noch den Betrag von 
30 Gulden monatlich überſteigen. 

(4) Bei den vor dem 1. Juli 1933 feſtgeſtellten Renten genügt eine Mitteilung über die Be⸗ 
ſchränkung des Ruhens; ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 


Abſchnitt 4 
Schlußvorſchriften 

(1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit demſelben Zeitpunkt in Kraft, mit dem die Vor⸗ 
ſchriften, zu deren Durchführung oder Ergänzung ſie beſtimmt ſind, in Kraft getreten ſind. 

(2) Iſt ein Leiſtungsantrag rechtskräftig abgewieſen worden, ſo iſt auf Antrag zu prüfen, ob die 
Vorſchriften dieſer Verordnung für den Berechtigten günſtiger ſind, und hierüber ein neuer Beſcheid zu 
erteilen. Der Antrag gilt als Rentenantrag im Sinne der Verordnung vom 1. März 1932, Kapitel Ib 
Abſchnitt 1 8 7. 

(3) Nachzahlungen von Leiſtungen auf Grund dieſer Durchführungsverordnung werden für die 
Zeit vor dem 1. Juli 1933 nicht gewährt. 

Danzig, den 25. Juli 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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über die Zuſammenſetzung der Organe der Verſicherungsträger nach der Reichs verſicherungsordnung 
und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz und über die Beſtellung von Verſicherungsvertretern bei den 
5 Verſicherungsämtern und dem Oberverſicherungsamt f 


l Vom 25. Juli 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird im Hinblick auf die eingetretenen Ver⸗ 
änderungen bei den wirtſchaftlichen Vereinigungen von Arbeitgebern und von Arbeitnehmern unter 
Aufhebung aller entgegenſtehender Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes und des Geſetzes über Wahlen nach der Reichsverſicherungsordnung und dem Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetz vom 1. April 1930 bis zu einer endgültigen Regelung folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

a Artikel 1 
8 1 
Land⸗ und Ortskrankenkaſſen 

Bei Krankenkaſſen bis zu 10000 Mitgliedern beſteht der Ausſchuß aus 9 Vertretern, der Vor⸗ 
ſtand aus 3 Vertretern der Arbeitgeber und Verſicherten. 

Bei Kaſſen mit mehr als 10000 Mitgliedern beſteht der Ausſchuß aus 18 Vertretern, der Vor⸗ 
ſtand aus 6 Vertretern der Arbeitgeber und Verſicherten. 

Die Verteilung der Arbeitgeber und Verſicherten nach S 332 RVO. bleibt unberührt. 
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8 2 
Betriebskrankenkaſſen 
Vorſtand und Ausſchuß beſtehen aus dem Arbeitgeber und ſeinem Vertreter und aus Vertretern 
der Verſicherten. Bei Kaſſen bis zu 10000 Mitgliedern zählt der Ausſchuß 6 Vertreter, der Vorſtand 
2 Vertreter der Verſicherten; bei Kaſſen mit mehr als 10000 Mitgliedern zählt der Ausſchuß 12 Ver⸗ 
treter, der Vorſtand 4 Vertreter der Verſicherten. 
: § 338 Abſ. 2 RVO. bleibt unberührt. 
§ 3 
Die Genoſſenſchaftsverſammlung der Anfallgenoſſenſchaft beſteht aus 32 Vertretern. Die Ver⸗ 
teilung auf die einzelnen Fachgruppen beſtimmt das Landesverſicherungsamt. 
84 
Einer Satzungsänderung auf Grund der 88 1 bis 3 dieſes Artikels bedarf es einſtweilen nicht. 


Artikel U 
8 1 
Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten im Ausſchuß der Krankenkaſſen und in den 
Genoſſenſchaftsverſammlungen der Berufsgenoſſenſchaften ſowie die Vertrauensmänner in der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung werden von den Aufſichtsbehörden der einzelnen Verſicherungsträger aus dem Kreiſe 
der beteiligten Arbeitgeber und Verſicherten berufen. 


§ 2 

Soweit nach den bisherigen Vorſchriften für die weiteren Organe der Verſicherungsträger Wahlen 
zu erfolgen haben, haben die Wahlkörper Vorſchlagsliſten der Aufſichtsbehörde über den Verſicherungs⸗ 
träger, deſſen Organe zu bilden ſind, einzureichen. Die Aufſichtsbehörde beruft die Vertreter aus dieſen 
Vorſchlagsliſten. 

Das gleiche gilt für die Verſicherungsvertreter bei den Verſicherungsämtern und dem Oberver⸗ 
ſicherungsamt mit der Maßgabe, daß die Wahlkörper entſprechende Vorſchlagsliſten dem Landesver⸗ 
ſicherungsamt einzureichen haben, das die Vertreter aus den Vorſchlagsliſten beruft. 

Die Vorſchlagsliſten (Abſ. 1 und 2) haben doppelt ſo viel Namen zu enthalten, als Vertreter 
zu berufen ſind. Die eu Stelle kann jederzeit eine Ergänzung der Liſten erfordern. 


88 
Die Berufung erfolgt 1 0 Beachtung der für Ehrenämter nach der RVO. und dem Ange- 
ſtelltenverſicherungsgeſetz vorgeſchriebenen Vorausſetzungen. 
§ 4 
Die berufenen Vertreter haben die Rechte und die Pflichten von Inhabern von Ehrenämtern nach 
der RVO. und dem Angeſtellterverſicherungsgeſetz. 
: 8 8 
Für eine Amtsenthebung der berufenen Vertreter gelten die Vorſchriften für die Inhaber von 
Ehrenämtern nach der RVO. und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz entſprechend mit der Maßgabe, 


daß für die Amtsenthebung die berufende Stelle zuſtändig iſt, gegen deren Beſchluß Beſchwerde bei 
dem Senat zuläſſig it, ſoweit nicht die Berufung von dem Senat ſelbſt erfolgt ist. 


Artikel [II 
: Mit der Berufung nach Artikel II endigt die Amtsdauer der bisherigen gewählten Vertreter. 


Artikel IV 


Der Senat iſt ermächtigt, zur Durchführung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und allgemeine 


Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann für einzelne Verſicherungsträger Abweichungen von dieſer 
eas zulaſſen. 


: Artikel V 
Diele Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. Juli 1933. . 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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Verordnung 
zur Ergänzung und Durchführung der Verordnung zur Belebung der Mirtſchaſt, insbeſondere zur 
Entlaſtung des Hausbeſitzes vom 11. Juli 1933 (G. Bl. S. 309). 
Vom 1. Auguſt 1933. 


Auf Grund des Artikels V Abſ. 2 der Verordnung zur Belebung der Wirtſchaft, insbeſondere 
zur Entlaſtung des Hausbeſitzes vom 11. Juli 1933 (G. Bl. S. 309) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 
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8 1 


Kündigungen von Wohnungen aus Anlaß der Nichtzahlung von Wohnungsbauabgabe ſind bis 
zum 15. Auguſt 1933 unzuläſſig. 


Bereits erfolgte Kündigungen gemäß Abſ. 1 find unwirkſam. 
8 2 


Der $ 11 des Wohnungsbaugeſetzes vom 27. März 1925 wird aufgehoben. An ſeine Stelle tritt 
folgende Vorſchrift: 


„Auf Antrag können Mietsbeihilfen gewährt werden.“ 
§ 3 
Soweit Mieter für den Monat Juli 1933 mit der Zahlung von Wohnungsbauabgabe rückſtändig 
geblieben ſind, iſt das Wohlfahrtsamt auf Antrag berechtigt, dieſen Perſonen Gutſcheine in Höhe der 


rückſtändigen Beträge zu geben, die in voller Höhe von der Steuerkaſſe auf die von dem Hausbeſitzer zu 
entrichtende Wohnungsbauabgabe angerechnet werden. 


8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 1. Auguſt 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


118 Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung zur Abänderung des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes G. Bl. Nr. 48 S. 338 muß 
es in Artikel 1 unter „§ 86 a“ in der zweiten Zeile ſtatt: „kann der Arbeitnehmer in den Fällen des 
§ 84 des Arbeitsgerichts“ heißen: „kann der Arbeitnehmer in den Fällen des $ 84 das Arbeitsgericht.“ 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


